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Herbst ’89: 
Ärzte erinnern sich!
Einführung

„25 Jahre friedliche Revolution", war 
das nicht erst gestern?  Ein Viertel 
Jahrhundert ist es schon her, als 
Menschen in der DDR sich versam-
melt haben und im friedlichen Pro-
test marschierten, um die Machtha-
ber zu stürzen. In Dresden, Leipzig, 
Plauen und vielen weiteren Städten 
formierte sich ab dem 3. Oktober 
1989 der Widerstand gegen das 
herrschende Regime. Das alte Sys-
tem bäumte sich noch einmal auf 
und schickte Falken gegen Tauben. 
Doch die Tauben siegten schließlich. 
Es gab zum Glück keine Toten, aber 

durchaus körperlich und psychisch 
Verletzte. Nachzulesen in den Erleb-
nisberichten aus Berlin, Leipzig und 
Dresden, welche in dem Band 

„Schnauze! – Gedächtnisprotokolle  
7. und 8. Oktober 1989“ veröffent-
licht wurden.

Sachsen war ein Zentrum der friedli-
chen Proteste, das sollten wir nicht 
vergessen und es bewahren für 
unsere Nachgeborenen. Aus diesem 
Grund hatte das „Ärzteblatt Sach-
sen“ um die Einsendung von Erleb-
nisberichten gebeten, welche wir in 
diesem Heft veröffentlichen. Dass ein 
Umbruch friedlich verlaufen kann, 
haben wir bewiesen. Wurde daraus 
gelernt? Leider nein, wenn wir uns 
ansehen, was gegenwärtig auf der 

politischen Weltbühne passiert. In 
der Ukraine, in Syrien, dem Irak, dem 
Iran, in Palästina, in Israel. Die mit 
Waffen beliefert werden, um den Irr-
sinn weiterzutreiben (leider indirekt 
oder direkt auch aus Deutschland). 
Auch aus diesem Grund sind die 
Berichte wichtig, um uns den Spiegel 
vorzuhalten, wie es auch anders 
gehen kann, wenn Menschen dazu 
bereit sind.

Das Redaktionskollegium des „Ärzte-
blatt Sachsen“ bedankt sich bei allen 
Autoren, die uns ihre Erlebnisbe-
richte zugeschickt haben.

Prof. Dr. med. habil. Hans-Egbert Schröder
Vorsitzender des Redaktionskollegiums des 

„Ärzteblatt Sachsen“

Erinnerungen an den 
Beginn der demokra-
tischen Erneuerung 
der Universität  
Leipzig
Gewaltlose Massenproteste in Leip-
zig, die im Herbst 1989 die DDR 
erschütterten und ihr Ende einleite-
ten, waren nicht Ergebnis verschwö-
rerischer Planung, sondern sie entwi-

ckelten sich spontan aus dem Vorbild 
einzelner Personen und kleiner Grup-
pen, die angesichts einer verzweifel-
ten Situation ihre Furcht überwin-
dend, Kritik und Widerstand öffent-
lich artikuliert hatten; Widerstand 
gegen die Verweigerung  von Grund-
rechten gegenüber den Bürgern des 
Landes und gegen den absoluten 
Machtanspruch einer Partei und ihrer 
Führung, die ihre angemaßte Unfehl-
barkeit mit einem höheren Grad an 

„Bewusstsein“ und dem Handeln in 
„Erfüllung einer historischen Mission“ 
begründete; Kritik an einer Politik, 
die Mangelwirtschaft, Umweltzerstö-
rung und den unübersehbaren Zer-
fall von Substanz und Infrastruktur 
der Gemeinwesen verursacht hatte.
Der Sprung zur Massenbewegung 
erfolgte, als die reformresistente 
Führung, nun auch in Widerspruch 
zu „Glasnost“ und „Perestroika“, den 
vorsichtigen Reformschritten ihrer 

Eine der zahlreichen friedlichen Demonstrationen der Wendezeit                    Foto: Rudolf Bartsch
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Schutzmacht Sowjetunion, geraten 
war und eine blutige Beendigung der 
De  mon strationen androhte und vor-
bereitete. Der Sieg der Gewaltlosig-
keit, in letzter Minute ermöglicht 
durch eine Brücke der Vernunft zwi-
schen prominenten Protestierenden 
und einsichtigen Funktionären, den 

„Leipziger 6“, löste eine Welle konst-
ruktiver Initiativen und Diskussionen 
an „Runden Tischen“ aus, mit denen 
sich Bürger aller Schichten selbstbe-
wusst gegenüber der zerbröckeln-
den  Staatsmacht durchsetzten, ge -
treu ihren Losungen „Wir sind das 
Volk!“ und „Wir bleiben hier!
Innerhalb der damaligen Karl-Marx-
Universität Leipzig kam es noch 
1989 zu Kontakten zwischen einzel-
nen Angehörigen der Bereiche Natur-
wissenschaften und Medizin in der 
Absicht, Ziele für eine demokratische 
Erneuerung gemeinsam festzulegen 
und vorzutragen. Dieses Vorhaben 
wurde vom Zugeständnis der alten 
Universitätsleitung, Rektor Prof. Dr. 
rer. nat. Hennig und Prorektor Stein, 
insofern begünstigt, als sie die freie 
Wahl eines Konzils mit gleich starken 
Fraktionen von Hochschullehrern, 
wissenschaftlichem Mittelbau, tech-
nischen und Verwaltungsmitarbei-
tern sowie Studierenden schon im 
No  vember 1989 eingeräumt hatten. 
Auf den Konzilen der Jahre 1990 
und 1991 erfolgten gleichzeitig die 
öffent lichen Auseinandersetzungen 
um eine in Struktur und Funktionen 
zukunftsfähig gestaltete Universität 
wie die Aufarbeitung ihrer unmittel-
baren Vergangenheit. Dabei beweg-
 te man sich bis Oktober 1990 noch 
auf  den Rechtsgrundlagen der DDR 
und mit einem Personal, das zum 
nicht unerheblichen Teil Anlass hatte, 
Vertuschung vor Aufklärung zu set-
zen. (Es sei in diesem Zusammen-
hang an eine staatlich organisierte 
Kampagne zur Sichtung und Bereini-
gung der „Kaderakten“ erinnert, die 
es dem Gutdünken jedes Betroffe-
nen überließ, welches Bild seiner 
Tätigkeitsbiografie erhalten blieb.)

Die Leitung der Universität war nach 
dem Rücktritt des alten Rektorats 
Anfang 1990 an eine Interimsleitung, 
bestehend aus einem Rektor (Prof. 
Dr. med. Leutert) und zwei Prorekto-

ren (Prof. Dr. med. Geiler und Prof. 
Dr. theol. Wartenberg), über tragen 
worden. Diese Berufungen bezogen 
sich auf Mitglieder der Medizini-
schen und der Theologischen Fakul-
tät, da deren Räte nach dem Oktober 
1989 ihre Vertreter neu gewählt hat-
ten.

In Anbetracht des Ausgangszustands 
war es erstaunlich, wie zielstrebig 
und energisch die demokratische 
Umgestaltung der Universität aus 
eigenem Antrieb und mit eigener 
Kraft vollzogen wurde. Bis zum 1992 
einsetzenden Wirksamwerden des 
am 25. 7. 1991 erlassenen Sächsi-
schen Hochschulerneuerungsgeset-
zes waren wichtige Schritte der 
Erneuerung bei – in den meisten 
Bereichen – ohne Unterbrechung 
weiterlaufendem Betrieb schon zu -
rückgelegt worden.

Es waren Vertrauensabstimmun gen 
erfolgt, ein neues Rektorat (mit Prof. 
Weiss, Chemie, als Rektor, Prof. Küh-
nel, Physik, und Prof. Wartenberg, 
Theologie, als Prorektoren)  gewählt 
worden, ein Vertrauens ausschuss 
und eine Verfassungskommission 
arbeiteten.
■ Die Vertrauensabstimmungen 

sollten erreichen, dass das die 
SED-Herrschaft – in der Regel – 
repräsentierende Leitungsperso-
nal aller Einrichtungen seinen 
Mitarbeitern auf Vollversamm-
lungen Fragen zu Ereignissen 
und Entscheidungen der Vergan-
genheit uneingeschränkt beant-
wortete. Eine öffentliche Diskus-
sion sollte dann mit einer ange-
schlossenen geheimen Abstim-
mung über die Vertrauenswür-
digkeit der amtierenden Leiter 
und ihrer Stellvertreter und damit 
über den Fortbestand der inne-
gehabten Position mehrheitlich 
entscheiden.

■ Der Vertrauensausschuss, zu -
sammengesetzt aus einer glei-
chen Anzahl gewählter Vertreter 
der im Konzil vertretenen  Frakti-
onen, hatte die Aufgabe, das 
Ausmaß an Durchdringung der 
Universität mit offiziellen und 
inoffiziellen Mitarbeitern des MfS 
zu ermitteln. Er forderte dazu 

gleichlautende schriftliche „Ehren-
erklärungen“ zu etwa gehabten 
oder bestehenden MfS-Verbin-
dungen von jedem Universitäts-
angehörigen. Zur angekündigten 
Überprüfung der Richtigkeit der 
Angaben (mithilfe der vom Bür-
gerkomitee verwalteten Stasi-
Archive) wurden außerdem die 
DDR-typischen Personenkenn-
daten abverlangt. Festgestellte 
MfS-Verbindungen zogen Befra-
gungen durch Vertreter des Rek-
torats und des Vertrauensaus-
schusses sowie Einzelfallentschei-
dungen über eine Weiterführung 
des Arbeitsverhältnisses nach 
sich.

■ Die Verfassungskommission hatte 
eine ebenso der wechselvollen 
Geschichte der Universität wie 
einer freien und demokratischen 
Zukunft gerecht werdende 
Grund ordnung zu erarbeiten und 
dem Konzil vorzuschlagen.

Die Ziele der ab 1989 im Rahmen der 
Universität begonnenen Erneuerung  
entsprachen den Überzeugungen 
einer Mehrheit der Mitglieder, die 
die Fehler des DDR-Systems sehr 
genau kannten. Sie richteten sich 
gegen den ungerechtfertigten abso-
luten Machtanspruch der SED und 
ihren dazu installierten Unterdrü-
ckungsapparat. Die Auseinanderset-
zung mit dem MfS war insofern eine 
vordringliche Aufgabe, als die 
scheinbar unbegrenzte und allge-
genwärtige rücksichtslose Gewalt 
dieses Apparats Furcht und Erbitte-
rung in großen Teilen der Bevölke-
rung er  zeugt hatte. Seine „Entzau-
berung“ war ein sachliches und psy-
chologisches Erfordernis und zu -
gleich eine Darstellung geänderter 
Machtverhältnisse. 

Die während der revolutionären 
Phase 1989/90 seitens der Erneuerer 
ergriffenen Maßnahmen besaßen 
eine unbezweifelbare moralische 
Rechtfertigung. Eine gesetzliche 
Grundlage für die Erfordernisse einer 
friedlichen Revolution existierte hin-
gegen weder in Ost noch in West. 
So entstanden unmittelbar nach dem 
Beitritt der DDR zur Bundesrepublik 
unerwartete formaljuristische Hemm-
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nisse bei der Fortführung des Erneu-
erungsprozesses, insbesondere bei 
der personellen Erneuerung. Es galt 
ab sofort das bundesrepublikanische 
Hochschulrahmengesetz, ergänzen-
 de Ländergesetze für das Gebiet der 
ehemaligen DDR fehlten. Damit 
erhielten zum Beispiel abgewählte 
SED-Aktivisten die Möglichkeit, sich 
als auf Lebenszeit berufene Ordina-
rien einzuordnen, deren „plebeszitär“ 
ausgelöste Entlassung gerichtlich 
anfechtbar war. Diese Situation 
wurde erst mit dem Erlass des Säch-
sischen Hochschulerneuerungsgeset-
zes im Juli 1991 behoben, das seine 
praktische Wirksamkeit allerdings 
erst im Laufe des Jahres 1992 entfal-
tete. Die erlangte Bildungshoheit 
verschaffte dem neugebildeten Land 
– gleichzeitig Gesetz- und Arbeitge-
ber – die Möglichkeit, die zur Reorga-
 nisation der Hochschulen notwendi-
gen strukturellen und personellen 
Veränderungen zu verbinden und 
juristisch abzusichern. Bei weitge-
hend gleicher Zielstellung verfügte 
die landesherrlich organisierte Erneu-
erung über machtvollere Instrumen-
 te als die idealistisch geprägte lokale 
seit 1989 tätige, die sich notwendig 
einordnete.
Der Neubeginn ab1992 wurde durch 

„Abwicklung“ von Einrichtungen und 
Studiengängen im geisteswissen-
schaftlichen Bereich mit überwie-

gend ideologischer Prägung erreicht. 
Sie wurden durch Neugründungen 
ersetzt, die betroffenen Studieren-
den  geeignete Studienfortsetzungen 
ermöglichen sollten. Auch an allen 
weitergeführten Bereichen der Uni-
versität wurden die bestehenden 
Arbeitsverträge beendet. Neu- oder 
Wiederbewerbungen setzten voraus, 
dass sich der Bewerber einer Prüfung 
seiner persönlichen und fachlichen 
Eignung unterzog. Als Hinweis auf 
fehlende persönliche Eignung wur-
den Funktionen oder Tätigkeiten für 
staatliche und politische Organisatio-
nen definiert, mit denen gegen 

„Grundsätze der Menschlichkeit oder 
Rechtsstaatlichkeit“ verstoßen wor-
den war. Zur Offenlegung seiner 
beruflichen und politischen Biogra -
fie hatte jeder Bewerber einen als 

„Erklärungsbogen“ bezeichneten Fra-
gebogen zu beantworten, der die 
mit Unterschrift besiegelte Wahr-
heitstreue der Angaben versicherte 
und das Einverständnis zu ihrer 
 Überprüfung mithilfe geeigneter 
Dokumente und Archive erklärte, 
zum Beispiel mittels der Akten des 
ehemaligen MfS. Insgesamt waren 
etwa 4.500 Erklärungsbögen durch-
zusehen.

Die eigentliche Personalüberprüfung 
war Personalkommissionen überant-
wortet, die an den drei großen Berei-

chen der Universität (Geisteswissen-
schaften, Naturwissenschaften, Me  di-
zin) vom Staatsminister für Wissen-
schaft und Kunst berufen worden 
waren. Sie bestanden aus jeweils 
sieben ständigen und acht nicht 
ständigen Mitgliedern. Die ständigen 
Mitglieder waren auf Vorschlag der 
Universität berufen worden und soll-
ten Verfahrensordnung und gleich-
bleibende Bewertungen sichern. Die 
nicht ständigen Mitglieder wechsel-
ten je nach untersuchter Einrichtung. 
Sie waren in diesen gewählt worden 
und kannten die Bewerber demzu-
folge in der Regel persönlich.

Die Personalkommissionen führten 
„von Amts wegen“ Verfahren zu 
jedem Bewerber. In der Mehrzahl 
konnten die Verfahren nach Kennt-
nisnahme der Erklärungsbögen ohne 
Hinweise auf Belastungen mit  den 
Stimmen der Mehrheit der Mitglieder 
abgeschlossen werden. Bei 153 Per-
sonen ergaben sich Verdachts-
momente. Die Betroffenen wurden 
davon in Kenntnis gesetzt, zu einer 
schriftlichen Stellungnahme aufge-
fordert und danach zu einem münd-
lichen Gehör geladen, an dem eine 
Vertrauensperson des Geladenen 
teilnehmen konnte. Nach der Anhö-
rung hatte die Kommission über eine 
Empfehlung zu Sanktionen oder Ent-
lastung abzustimmen und gegen-
über dem Staatsminister schriftlich 
zu begründen. Zweifel an der fachli-
chen Kompetenz eines Bewerbers 
waren der an jedem Fachbereich 
gebildeten Fachkommission anzuzei-
gen. Die Be  fugnis zu endgültigen 
Entscheidungen lag beim Staatsmi-
nister, der bei Abweichung von der 
Empfehlung der Personalkommission 
eine Landes personalkommission zu 
hören hatte, die außerdem eine 
Überprüfung der ständigen Mitglie-
der vorgenommen hatte.

Die Personalkommissionen stellten 
ihre Tätigkeit Ende 1992 ein, später 
als vorgesehen. Zur Fortsetzung 
unerledigter Aufgaben, vor allem zur 
Prüfung von weiteren Einstellungen 
sowie zur Bearbeitung von erst nach 
1992 eingehenden Auskünften der 
Be  hör de des Bundesbeauftragten für 
die Unterlagen des MfS wurde eine 

Montags-Demo in Leipzig am 16. Oktober 1989                        Quelle: Deutsches Bundesarchiv
Foto: Friedrich Gahlbeck
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für die Gesamtuniversität zuständige 
Personalkommission gebildet, die 
sich vorwiegend aus ehemaligen 
ständigen Mitgliedern der drei Berei-
che zusammensetzte und bis zum 
Auslauf des Stasi-Unterlagengesetzes 
2007 arbeitete.

Die Tätigkeit der Personalkommissio-
nen war, messbar an dem geringen 
Prozentsatz gerichtlich revidierter 

Entscheidungen, juristisch erfolg-
reich. Sie war es auch im allgemeine-
ren Sinn, denn sie verdeutlichte, dass 
die demokratisch erneuerte Univer-
sität ihren Mitgliedern das Maß an 
sozialen Tugenden abfordert, das 
erforderlich ist, der Korruption durch 
Macht und Privilegien dann zu 
widerstehen, wenn diese die Würde 
und Rechte von Mitmenschen bedro-
hen.

Voraussetzung für das Wirksamwer-
den des Hochschulerneuerungsge-
setzes vor Ort waren Mut, Verant-
wortungsbewusstsein und Disziplin 
derjenigen Personen, die der Erneu-
erung von 1989 an Bahn gebrochen 
hatten.

Prof. Dr. med. Siegfried Waurick
Großbothen




